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Einzahlungsschein Heftmitte

Was ist nur mit unseren Gerichten los?
Kinderschänder erhält rund 100’000 Franken Entschädigung vom Staat

Im Jahr 2006 wurde die heute 18-jährige Selina 
S. von William W. (43) vergewaltigt. Mit ihren 
zarten 8 Jahren wurde sie von ihrem Peini-
ger in eine Baubaracke gelockt und von ihm 
missbraucht. Nun ist es gleich doppelt tragisch 
für Selina S. Ihr damaliger Vergewaltiger kam 
letztes Jahr frei und soll jetzt sogar noch eine 
Haftentschädigung vom Kanton Solothurn in 
der Höhe von rund 100’000 Schweizer Franken 
erhalten! Was sich erst wie ein schlechter Scherz 
anhört ist leider Realität. 

Das Opfer Selina S. ist fassunglos. Sie kann es 
nicht glauben, dass William W. nach all dem, 
was er ihr angetan hat jetzt auch noch eine Ent-
schädigung vom Staat erhalten soll. Sie selber 
hat immer noch mit den Folgen des sexuellen 
Übergriffs zu kämpfen und ist noch nicht in 

der Lage ein geregeltes Leben zu führen. Die 
18-Jährige wacht noch heute in der Nacht auf, 
weil sie noch immer von dem brutalen Übergriff 
träumt. Die Wunden, die er dem Mädchen zuge-
fügt hat sind noch lange nicht geheilt. 

Letztes Jahr wurde ihr Vergewaltiger freige-
lassen. Die Justiz hat in der Kommunikation 
komplett versagt. Das Opfer erfuhr erst, nach-
dem ihr Vergewaltiger bereits wieder auf freiem 
Fuss war, dass er nun entlassen wurde und nicht 
verwahrt. Sie soll nicht das erste Opfer von Wil-
liam W. gewesen sein. Gerüchten zufolge habe 
er sich schon in den 1990er Jahren an Kindern 
vergriffen. 
Der Täter hatte sogar die bodenlose Frechheit 
und warf Selina S. vor, sie sei an der Vergewal-
tigung selber schuld! Er behauptete, die damals 
8-Jährige hätte ihn verführt. Allein dass ein Täter 
sich seine Schuld nicht eingestehen will und 
andere für seine sexuellen Triebe verantwortlich 
macht, sollte bei der Justiz ernst genommen wer-
den! Laut Bundesgericht hat der Vergewaltiger 
von Selina einen Anspruch auf eine Entschädi-
gung, da er 1 Jahr und 5 Monate zu lange im Ge-
fängnis gesessen hat. Kann ein solcher Mensch 
wirklich zu lange hinter Gittern sitzen? 
Der Täter unterzog sich einer Therapie über 5 
Jahre. Die Behörden forderten eine Verlängerung 

der Therapie. Die Behör-
den liessen sich jedoch 
Zeit mit dem Entscheid, 
wie es mit William W. 
weitergehen soll und 
steckten ihn in eine Si-
cherheitshaft. Somit kam 
es zu Verzögerungen und 
das Gericht entschied erst 
am 16. September 2016, 
dass er freigelassen wird. 
Das Absurde hier ist, dass 
die Behörden selber der 
Auffassung sind, dass 
bei ihm Rückfallgefahr 
herrscht, aber die Strafe 
könne nicht verlängert 
werden, da es bei ihm 
keine Erfolgsaussichten 

auf eine Verbesserung durch eine Therapie gibt. 
Das Obergericht und das Bundesgericht sind 
der Ansicht, dass Selinas Vergewaltiger nicht 
therapierbar ist. 

William W. lebt seit seiner Entlassung in einem 
Wohnheim und wird mit GPS überwacht. Hier 
stellt sich mir die Frage, wieso das Gericht 
eine Person freilässt, wenn es sogar selber der 
Ansicht ist, dass er nicht therapierbar und sogar 
rückfallgefährdet ist. Die einzige faire Strafe für 
diesen Kinderschänder wäre hier ganz klar die 
lebenslängliche Verwahrung. So eine Tat, die er 
damals begangen hat darf sich auf keinen Fall 
wiederholen. Er ist eine Gefährdung für andere 
Menschen und sollte isoliert bleiben. 

Von  
Corinne Merk 
Vorstand Junge SVP 
Kanton Zürich
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Kriegsschauplatz Bern –  
direkte Demokratie in Gefahr!
Am 15. Oktober 2016 wurde das überparteiliche Komitee «Brennpunkt Schweiz»  
gegründet. Zu diesem Zeitpunkt wurden die Weichen zur Nichtumsetzung der  
Masseneinwanderungsinitiative gestellt. Dies gab dem Komitee den dringenden 
Anstoss eine friedliche Kundgebung mit dem Namen «Wir sind Direkte Demokratie» 
auf dem Bundesplatz in Bern zu organisieren. 

Auch wenn es sich um die wichtigste Errungen-
schaft der Schweiz handelt, Kritik und Miss-
mut direkt in das Bundeshaus an Bundesrat und 
der Mehrheit vom Parlament ging, berichteten 
Medien von einer rechtsmotivierten Demo mit 
rechtsextremen, faschistischen und rassistischen 
Motivationen. Die Veranstalter und Kundge-
bungsbesucher wurden von Journalisten und wei-
teren linken Exponenten in die tief braune Ecke 
gestellt. Ohne sich mit den einzelnen Komitee-
Mitgliedern auseinanderzusetzen, machte sich 
die Medienlandschaft ein Bild. Ein Bild, welches 
für sie stimmen musste, und nicht für das ei-
gentliche Anliegen von Brennpunkt Schweiz. Ist 
das die Zukunft von Online-Journalismus? Wo 
bleiben die erlernten Lektionen über ethische, 
neutrale und recherchierte Berichterstattung, 
welche man sich zum Beispiel in der Schweizer 
Journalisten Schule MAZ in Luzern aneignen 
könnte? Die linksextremen Gruppierungen in 
der grün-rot gefärbten Stadt Bern fühlten sich in 
ihrer, sehr anzuzweifelnden Intelligenz bestätigt 
und von den Medien bekräftigt. Natürlich tragen 
hier nicht die Medien die Hauptschuld, sondern 
der scheinbar nicht in Griff zu kriegende links-
extreme und gewaltbereite Mob.

Das Komitee «Brennpunkt Schweiz» war sich 
von Beginn an bewusst, dass die Organisation 
der Veranstaltung «Wir sind direkte Demokratie» 
nicht mit einem Kindergeburtstag zu vergleichen 
ist. Dass sie sich aber gegen verschiedenste 
Gruppierungen und Organisationen wehren 
musste überraschte. Trotz Versammlungs- und 
Meinungsäusserungsfreiheit musste der Veran-
stalter ein finanziell- und ressourcenintensives 
Sicherheitsdispositiv in 5-stelliger Höhe präsen-
tieren. Abfall-Toiletten und Anreisekonzepte der 
Kundgebungsbesucher kamen hinzu. Sie dürfen 
sich gerne fragen, ob diese Anforderungen bei 
allen Kundgebungen verlangt werden. Das Ko-
mitee hat mit grösstem Aufwand sämtliche Auf-
lagen erfüllt und grünes Licht erhalten. 
Nun sagt das Komitee die Kundgebung trotzdem 
ab, wieso? Auf verschiedenen sozialen Platt-
formen liest man von grösstem Unverständnis. 
Es könne wirklich nicht sein, dass wir uns von 
linken Chaoten diktieren lassen müssen, wer 
noch sprechen darf und wer nicht. Wer dies 

zulasse, wird Totengräber von Meinungsäusse-
rungsfreiheit und direkter Demokratie. 
Wer soll diese Enttäuschung und Ärger nicht 
mehr nachvollziehen können, als wir Veran-
stalter von Brennpunkt Schweiz! Und trotzdem 
war es die richtige Entscheidung gewesen. Das 
Kernanliegen und Themen wie Volkswillen ernst 
nehmen, Volksentscheide respektieren und die 
damit verbundene Stärkung der direkten De-
mokratie stand in den Medien und auch bei 
vielen Bürgerinnen und Bürgern nicht mehr im 
Fokus. Die Kundgebung von 18. März wurde als 
Kriegsschauplatz angekündigt. Man sprach von 
einer Festung in Bern, von einem Polizeiaufge-
bot, wie es Bern noch nie erlebt habe, bis hin 
zum Sicherheitsdirektor Reto Nause, welcher 
in der Sonntagspresse drohte: «es könnte Tote 
geben!»

Sind das nur Drohungen, oder muss dies der 
Veranstalter einer Kundgebung ernst nehmen? 
Ein «Trainingslager» der Linksextremen fand 
drei Wochen vor der Kundgebung statt. Fünfzig 
meist minderjährige Chaoten verletzten zehn 
Polizisten in Vollmontur. Die Polizei habe alles 
im Griff, hiess es danach noch immer. Aber was 
passiert, wenn bis zu tausend gewaltbereite,  
zerstörhungrige zumindest körperlich ausge-
wachsene, terroristenähnliche und gewaltbereite 
Chaoten auf die Polizei und auf friedliche Bür-
gerinnen und Bürger stossen?

Wir sind durch diese Absage ebenfalls enttäuscht 
und doch der Überzeugung ein grosses Ziel er-
reicht zu haben. Die Medien stellen wichtige 
Fragen für die Zukunft unserer Schweiz. Ist 
denn eine friedliche Kundgebung in unserem 
Land wirklich nicht mehr für alle möglich? 

Müssen in dieser freien Schweiz, immer mehr 
Veranstaltungen abgesagt werden? Wo ist in 
unserem Land die direkte Demokratie geblie-
ben? Mit diesen Fragen rückt das Anliegen von 
Brennpunkt Schweiz wieder ins Zentrum. Um 
Antworten zu kriegen, braucht es nun eine drin-
gende Grundsatzdiskussion, welche von Medi-
en, Bürgerinnen und Bürgern und vor allem von 
Politikerinnen und Politikern in Bern geführt 
werden müssen.

Die wichtigsten Wahlversprechen der SVP sind: 
Wir kämpfen für Freiheit und Sicherheit in un-
serer Schweiz! Freiheit, Sicherheit? Dafür muss 
man doch bei uns nicht kämpfen, das ist doch in 
unserem Land gewährleistet. Reiner Populismus 
der SVP? Die letzten Tage und Wochen haben 
wiederholt aufgezeigt, dass dies leider nicht 
mehr selbstverständlich ist. Ein AfD-Politiker 
sagt seine Veranstaltung ab, die Kundgebung 
«Wir sind direkte Demokratie» konnte nicht 
durchgeführt werden, das 100-jährige Jubiläum 
der SVP Zürich kann nur unter enormen Si-
cherheitsvorkehrungen der Polizei durchgeführt 
werden. Die Schweiz und politische Veranstal-
tungen werden länger je mehr von linksradi-
kalen, gewaltorientierten Drohungen torpediert. 
Mit Freiheit und Sicherheit hat das nichts mehr 
zu tun. 
Ein Hohn, eine Frechheit und eine Ohrfeige an 
die Bürgerinnen und Bürger in genau dieser Zeit. 
Nationalrat Lorenz Hess (BDP) reicht in der 
Frühlings-Session einen Vorstoss ein. Wer nicht 
abstimmt, kommt an die Kasse. Er verlangt, dass 
bei allen eidgenössischen Abstimmungen und 
Wahlen die Stimmabgabe obligatorisch wird. 
Jeder, der die Stimmabgabe verschlampt, soll 
eine Busse kassieren.

Liebe BDP, lassen Sie diesen Vorstoss bleiben 
und nehmen Sie zuerst Volksentscheide ernst. 
Helfen Sie mit, dass in Zukunft der Volkswille 
wieder umgesetzt wird. Es liegt in ihrer Verant-
wortung, ob der Stimmbürger vermehrt an die 
Urne geht. Die Bevölkerung nimmt dann das 
Abstimmungsrecht wieder wahr, wenn Sie Ihren 
Auftrag gemäss Bundesverfassung ausführen.
An alle, welche für die direkte Demokratie ein-
stehen, reden Sie darüber, schweigen ist der Tod 
der Demokratie!

Von  
Roland Staub, 
KomiteeMitglied 
«Brennpunkt 
Schweiz»,  
SVP Kanton Luzern

Ist dies das Symbol für die freie Meinungsäusserung?
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Auflösung Wettbewerb  
DIE IDEE 1/17
Die Frage war: Wie heisst das gesuchte Dorf?

Auflösung: 

Es gingen sehr viele falsche Namensnennungen 
ein. Die richtige Antwort lautet: Tarasp

Die glücklichen Gewinner sind:

Daniel Hutter, Selzach / Ida Wehrle, Villnachern /  
Jürg Comminot, Wettswil / Doris Grütter, Inkwil /  
Marianne Baracchi, Ottikon / Hans Geiger,  
Tarasp

Wettbewerbsfrage: 

Wettbewerb Antwort auf Talon Seite 16 oder per Mail an idee@jsvp.ch
Wer mitmacht, gewinnt!

Bild: Lubomir T. Winnik

www.pikom.ch

Zu gewinnen sind 10 Bücher «Helvetische Herausforderung»  
mit Beiträgen von 24 Schweizer Autoren. Die Bücher werden  
gespendet von Oberst Thomas Fuchs, Präsident Schweizerische  
Vereinigung Pro Libertate.

Benutzen Sie den Talon auf Seite 16 oder senden Sie die Lösung via Mail an idee@jsvp.ch

Wo wurde dieses Bild aufgenommen?

Von  
Kantonsrat  
Benjamin Fischer,  
Präsident der Jun
gen SVP Schweiz 
8604 Volketswil

«Mach dir keine Sorgen!» Wir sagen und hören 
es oft und meistens passt der Ausspruch und 
erinnert daran, dass unnötige Sorgen die Stim-
mung trüben und gar krank machen können. 
Doch auch im Jahr 2017 gibt es in unserem Land 
leider berechtigten Anlass zur Sorge. Es sind ei-
nige beunruhigende Tendenzen: Aussenminister 
Burkhalter war wieder einmal zu Besuch bei 
der EU, doch aus Brüssel nichts Neues. So habe 
das institutionelle Rahmenabkommen höchste 
Priorität, vorher sei die EU zu keinen weiteren 
Verhandlungen bereit. Die Mehrheit des Par-
laments und des Bundesrates sind sich längst 
einig, dass wir uns mit einem institutionellen 
Rahmen dauerhaft an die EU anbinden und uns 
somit verpflichten, automatisch (sie nennen es 
dynamisch) EU-Recht zu übernehmen. Würde 
sich die Schweiz nicht daran halten oder gäbe es 
Rechtsstreitigkeiten so würde der Europäische 
Gerichtshof oder eine andere EU Instanz Recht 

sprechen und könnte der Schweiz einseitig Sank-
tionen auferlegen (sie nennen es ausgleichende 
Massnahme). Das einziges Problem der EU-
Turbos besteht noch darin, wie sie es schaffen 
die Stimmbevölkerung zu umgehen oder davon 
zu überzeugen, sich freiwillig der EU zu un-
terwerfen. Der Bundesrat hat dazu bereits eine 
Strategie, wir werden bald mehr wissen. 

Doch auch andere Bereiche geben Anlass zur 
Sorge. Eine Reform unseres Vorsorgesystems 
wäre dringend nötig, doch der verabschiedete 
Entscheid des Parlaments ist unbrauchbar. Für 
echte Lösungen, wie die Entpolitisierung von 
Rentenalter und Umwandlungssatz hatte nie-
mand den Mut und mit den zusätzlichen 70  
Franken, welche per Giesskannenprinzip an alle 
Neurentner verteilt werden, verpufft der Effekt 
der beschlossenen Minireformen. So könnte die 
Altersreform 2020 unser Vorsorgesystem viel-
leicht knapp bis ins Jahr 2030 retten, jedoch voll-
ständig auf Kosten der jungen Generation. Wer 
einst deren Rente bezahlt steht in den Sternen 
und so stehen wir vor der Frage zwischen Pest 
und Cholera oder lieber eine schlechte Reform 
als gar keine? 

Auch in Sachen digitale Kompetenz des Bundes 
gibt es beunruhigende Tendenzen. Die Umset-
zungsverordnung zum neuen BÜPF liegt auf 
dem Tisch und sie zeigt, die schlimmsten Be-
fürchtungen des BÜPF- Referendumskomitees 
werden wahr. Das Departement Sommaruga 
plant die Totalüberwachung. Offene W-Lan 

Netzwerke in Restaurants oder Clubs wären 
dann nicht mehr möglich. Alle, die das BÜPF 
unterstützt haben, lieferten Sommaruga die 
Grundlage für den kompletten Überwachungs-
staat und mit der Verordnung über die Über-
wachung des Post- und Fernmeldeverkehrs hat 
sie klar signalisiert, dass sie es bis ins Letzte 
ausreizen wird. 

Eine weitere persönliche Sorge von mir ist der 
grassierende Linksextremismus, der nach wie 
vor vom Politestablishment verharmlost wird 
während es ihm mehr und mehr gelingt die 
Meinungsfreiheit in der Schweiz zu zerstören. 
So mussten bereits diverse Veranstaltungen auf-
grund von linksterroristischer Bedrohung ab-
gesagt oder verschoben werden. Und dort wo 
sie es nicht schaffen mit ihren Drohungen die 
Freiheitsrechte  zu beschneiden, wie an der 100 
Jahr Feier der SVP Zürich, haben die Linksra-
dikalen keine Hemmungen mit offener Gewalt 
unsere freiheitlich, demokratische Gesellschaft 
anzugreifen, wie die terroristischen Attacken auf 
die Berner Polizei zeigen. 

Man sollte sich tatsächlich keine unnötigen Sor-
gen machen, insbesondere im Alltag und vor 
allem nicht um Kleinigkeiten. Geht es jedoch 
um die Grundlagen des Zusammenlebens in 
unserem Land und um unsere Zukunft, so ist es 
nicht nur unsere Pflicht uns Sorgen zu machen 
sondern vor allem unsere Verpflichtung für unser 
Land zu sorgen.

Editorial
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Besorgtes Baltikum und Nordeuropa

An den Grenzen zu Estland, Lettland und Li-
tauen stehen auf russischer Seite gegenwärtig 
65’000 Soldaten, 750 Panzer und 320 Kampf-
flugzeuge. In jüngster Zeit haben ihre Grenz-
verletzungen, ihre Propaganda-Attacken und 
Cyber-Angriffe stärker zugenommen. Nicht 
ohne Grund befürchten die Balten eine «hybrid 
warfare» nach dem Beispiel der Krim-Okkupa-
tion mit den kleinen anonymen «grünen Männ-
chen». Möglich wäre der Einsatz der russischen 
Minderheit in jenen Ländern zum Erhalt von 
Einfluss-Hebeln: Moskau könnte auch eine neue 
Separatistenbewegung initiieren. Indes sind die 
russischsprachigen zumeist loyal, schon aus rein 
wirtschaftlichen Gründen dürften sie kaum eine 
Schirmherrschaft des Kreml bevorzugen. Mili-
tärisch könnten die schwachen einheimischen 
Militär-Einheiten einem Ansturm Russlands nur 
kurze Zeit standhalten; «innert vier Stunden 
wäre alles vorbei», erklärt ein früherer estnischer 
Staatspräsident. Als Mitgliedsstaaten der NATO 
haben die baltischen Länder inzwischen ein 
Kontingent von kanadischen, britischen und 
deutschen Truppen zur Verstärkung erhalten, die 
im Kriegsfall – hoffentlich – bis zum Eintreffen 
stärkerer NATO-Verbände besonders in Form 
von in Deutschland stationierten rund 20’000 
US-Soldaten durchhalten.
Bei Jahresbeginn sind 3’500 Angehörige der 
berühmten 3. Kampfbrigade der 4. Infanteriedi-
vision direkt aus Colorado mit ihrem schweren 
Gerät in Polen eingetroffen, sie könnte jederzeit 
durch eine US-Division ergänzt werden. Inte-
ressanterweise unterstehen sie nicht der NATO, 
sondern direkt dem Pentagon. Estland hat kürz-
lich seine Streitkräfte verstärkt. In Lettland will 
die NATO während der nächsten Jahre 71 Mil-
lionen Euro investieren, primär zur Verbesse-
rung der Infrastruktur, der Schiessstände und 
Unterkünfte der heimischen Soldaten. Die Ar-
mee Litauens ist zu einem Grossteil mit Waffen 
der deutschen Bundeswehr ausgestattet. Nach 
der kürzlich erfolgten Stationierung von knapp 
1’000 Panzergrenadieren behauptete die subver-
sive Propaganda Russlands, deutsche Soldaten 
hätten ein litauisches Mädchen vergewaltigt, 
was erneut «Fake news» waren. Flugzeuge der 
Bundeswehr waren im Rahmen der NATO-Luft-
raumüberwachung des Baltikums bereits seit 
2004 immer wieder auf einem litauischen Flug-
platz gesehen worden.
Erst Anfang März warnte der litauische Mi-
nisterpräsident eindringlich Europa, «naiv mit 
Russland in Verhandlungen zu treten». Moskau 
müsse die Krim zurückgeben: «Man traut nicht 
Worten, sondern Taten». Um ein Eindringen von 
Spionen aus der russischen Exklave Kalinin-

grad möglichst zu verhindern, will Vilnius seine 
Grenze in den nächsten Monaten mit einem 
zwei Meter hohen und 130 Kilometer langen 
Zaun absichern. Das einstige Königsberg wurde 
inzwischen mit Raketen vom Typ Iskander-M 
bestückt, die mit Atomsprengköpfen versehen 
werden können. Mit einer Reichweite von 700 
Kilometern erreichen sie nicht nur sämtliche Ge-
biete Polens und fast alle der baltischen Staaten, 
sondern ebenfalls Berlin.
In den jüngsten Wochen hat sich diese Be-
drohung auf Nordeuropa erweitert. Zu Recht 
glaubt man in Stockholm, ihr grösstes Land 
in der Region würde unvermeidlich in einen 
Konflikt im Ostsee-Raum gezogen, und nur eine 

Integration Schwedens in die NATO verringere 
das Risiko eines Szenarios mit Russland. Wie 
auch Finnland ist es verstärkten militärischen 
Provokationen von dort ausgesetzt, seien es Ver-
letzungen des Luftraums durch Moskau oder 
das Eindringen «anonymer» Unterseeboote in 
seine Gewässer. Seit der Ukraine-Krise ist eine 
deutliche Annäherung an die NATO zu spüren: 
Schweden nimmt als Partner an der NATO Re-
sponse Force (NRF) teil und verstärkte unlängst 
eine militärische Präsenz auf Gotland, jener 
strategisch wichtigen Ostsee-Insel. Finnland er-
kannte sehr früh, dass eine komplett unabhän-
gige nationale Verteidigung nicht möglich sei, 
auch die Aufstockung des Militär-Budgets um 
150 Millionen Euro ändert nichts an der Lage. 

Wie auch Schweden nimmt das Land an den 
NATO-Übungen teil. Mit den USA sowie mit 
London bestehen ein Informationsaustausch und 
eine Ausbildungskooperation, die jedoch nicht 
zum Beistand im Konfliktfall verpflichten. Dem 
Verteidigungsministerium in Stockholm liegt 
gegenwärtig eine Studie vor über die Vor- und 
Nachteile einer vollen NATO-Mitgliedschaft. 
Ende Februar gab der litauische Verteidigungs-
minister bekannt, beide Länder überlegten, ihre 
Truppen zu gemeinsamen Übungen mit den 
NATO-Streitkräften in die baltischen Länder zu 
entsenden.
Unmittelbar danach betonte der russische Aus-
senminister, Sergei Lavrov, «die militärische 

Neutralität Schwedens und Finnlands ist funda-
mental für die Sicherheit der baltischen Region». 
Das bedeutet: Moskau lehnt ihren Beitritt zur 
NATO scharf ab, wenngleich direkte Drohungen 
bisher fehlen. Von Stockholm ist ein solcher 
Schritt ohnehin zumindest nicht in nächster Zeit 
zu erwarten. Angesichts der verschlechterten 
Sicherheitslage aber wird Schweden noch in die-
sem Sommer wieder die Wehrpflicht einführen, 
die es vor sieben Jahren ausgesetzt hatte.

Wir werden gerade in den bevorstehenden Mo-
naten nicht nur die Entwicklung im Baltikum, 
sondern auch jene dieser zwei Nordländer genau 
verfolgen. Was mag die Haltung des US-Präsi-
denten zu dieser Situation sein?

Von Dr. Friedrich
Wilhelm Schlomann 
D53639 Königs
winter

Die baltischen Streitkräfte 

 Estland Lettland Litauen 
Soldaten 3’600 985 10’000 
Reserve - 10’600 6’500 
Geschütze 62 26 72 
Granatwerfer 231 5 61 
Panzer - 3 - 
Panzerabwehrwaffen 282 143 1’380 
Kampfflugzeuge - - - 
Flugabwehrwaffen - 57 81 
 

Tallinn, Estland
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Alternativlose Energiestrategie?

Von Nicola Stocker, Präsident Junge SVP 
Graubünden, 7203 Trimmis

Am 21. Mai 2017 steht wohl eine der wichtigsten 
Abstimmungen der jüngeren Vergangenheit an, 
es geht um das erste Massnahmenpaket der so-
genannten Energiestrategie 2050. Natio nal- und 
Ständerat haben das Energiegesetz totalrevidiert 
und beabsichtigen damit, den Gesamtenergie-
verbrauch in der Schweiz verglichen mit dem 
Jahr 2000 bis ins Jahr 2035 praktisch zu hal-
bieren. Mit der Erhöhung des Netzzuschlages 
(KEV-Abgabe) von aktuell 1,5 Rp./kWh auf 2,3 
Rp./kWh möchten sie die ohnehin bestehende 
Förderung von neuen erneuerbaren Energien 
vorantreiben, um die Schweizer Kernkraftwerke 
endlich vom Netz nehmen zu können. Das Ge-
setz sieht zwar keine Abschaltpflicht für Atom-
kraftwerke vor, doch immerhin wird der Bau von 
neuen Reaktoren mittels Technologieverbot un-
tersagt. Indem man praktisch allen Stromprodu-
zenten Honig um den Mund geschmiert hat und 
sie vom Subventionstopf laben lässt, geniesst die 
Strategie breite Unterstützung. Mit dieser Taktik 
wird verschleiert, welche Folgen die Energie-
strategie 2050 tatsächlich mit sich bringt. 

Von Strategie kann nicht die Rede 
sein
Eine Strategie bis ins Jahre 2050 festzulegen, ist 
meines Erachtens ziemlich mutig und vor allem 
ambitiös. In 30 Jahren kann einiges passieren, 
man wird sie also aufgrund der fortgeschrittenen 
Technik wieder über den Haufen werfen müssen. 
Betrachtet man die sogenannte Energiestrategie 
2050 etwas genauer, stellt man unweigerlich 
fest, dass es sich dabei nicht im Ansatz um 
eine Strategie handelt, denn wichtige Pfeiler 
wie zum Beispiel die Endlagerung des radio-
aktiven Abfalls und die Versorgungssicherheit 
sind darin gar nicht enthalten. Die «ES 2050» 
ist nichts weiter als eine Ideologie oder eine Vi-
sion von subventionsgeilen und realitätsblinden 
Politikern und Interessenvertretern. Eine derart 
folgenschwere Vorlage hat es verdient, von der 
Bevölkerung abgelehnt zu werden. 

Schwerwiegende Konstruktions
fehler
Nicht alles, was uns Bundesrat und Parlament 
glänzend zur Abstimmung vorlegen, ist auch 
wirklich Gold. Exemplarisch zeigt sich das 
beim ersten Massnahmenpaket zur «ES 2050», 
welches schwerwiegende Konstruktionsfehler 
aufweist. Bei Annahme des Energiegesetzes 
würde der Weg für weitere, einschneidende 
Massnahmen zur Erreichung sämtlicher gesteck-
ten Ziele geebnet, die von unserer Landesregie-

rung bequem auf dem Verordnungsweg umge-
setzt werden könnten. Entscheidender Vorteil 
für den Bundesrat wäre, dass die Bevölkerung 
dagegen kein Referendum ergreifen könnte, 
da es sich wie gesagt um eine Verordnung 
handelt. Die Mitsprachemöglichkeit wird stark 
eingeschränkt, die Bevölkerung ist massiven 
Verteuerungen im Energiebereich und freiheits-
einschränkenden Folgemassnahmen demnach 
schutzlos ausgeliefert. «Wehret den Anfängen!», 
lautet deshalb die Devise. 

Mit unrealistischen Verbraucherrichtwerten will 
der Gesetzgeber den Verbrauch von Energie bis 
2035 halbieren. Es ist absehbar, dass dieses Ziel 
deutlich verfehlt wird und Lenkungsabgaben 
erhoben werden müssen. Natürlich hat der Na-
tionalrat das Lenkungssystem KELS abgelehnt, 
doch das hat er aus taktischen Gründen getan, 
um so das erste Massnahmenpaket nicht zu 
gefährden. Muss unser Gesetz wirklich Ver-
braucherrichtwerte enthalten, die ohnehin nicht 
realistisch sind? Selbstver-
ständlich lautet die Ant-
wort: «Nein!». Der Netz-
zuschlag (KEV-Abgabe) 
wird auf 2,3 Rappen pro 
Kilowattstunde erhöht, da-
mit soll die Förderung der 
neuen erneuerbaren Ener-
gien intensiviert werden. 
Für den Konsumenten und 
insbesondere für die KMU 
bedeutet das höhere Strom-
ausgaben, die für einige 
von ihnen nur schwer zu 
tragen wären. Anstatt die 
kostendeckende Einspei-
severgütung mit sofortiger 
Wirkung ausser Kraft zu 
setzen, wird das Subven-
tionsvolumen stattdessen 
nochmals vergrössert. 

Die Atomenergie scheint in der jetzigen Zeit 
keine Zukunft zu haben, neue Projekte lassen 
sich infolge fehlender Investoren gar nicht erst 
realisieren. Unser Parlament beschliesst des-
halb kurzerhand ein Technologieverbot, weil 
die Kernkraft in deren Augen ohnehin keine 
Zukunft hat. Wir verschliessen uns damit dem 
technischen Fortschritt und legen uns damit 
selbst Steine in den Weg, zumal auch die Wie-
deraufarbeitung von abgebrannten Brennstäben 
verboten wird. Dieser kurzsichtige Entscheid 
stellt uns vor grosse Herausforderungen, und 
zwar im Bereich der Versorgungssicherheit. Uns 
fehlt mit dem Wegfallen der Atomenergie wich-
tige Bandenergie, die wir mit der Wasserkraft 
nicht kompensieren können. Folglich sind wir 
auf Stromimporte aus dem Ausland angewiesen 
und das ist vorwiegend Strom aus Kohle- und 
Gaskombikraftwerken (Dreckstrom). Energie-
ministerin Leuthard legt noch einen oben drauf, 
sie will in einem Stromabkommen mit der EU 
eine Importgarantie für die Schweiz aushandeln, 
doch dreckigen Strom zu importieren, dürfte für 
uns keine Alternative sein. 

Es gibt Alternativen
Das von den Befürwortern ins Feld geführte 
Argument, die Gegner hätten keine Alternativen, 
ist schlicht und ergreifend nicht wahr! Es gibt 
Alternativen, denn kaum etwas ist alternativlos. 
Eine ehrliche, wirksame und umsetzbare Ener-
giepolitik liesse sich folgendermassen gestalten: 

?  Staatliche Abgaben auf Strompreisen reduzie-
ren mit der Abschaffung der kostendeckenden 
Einspeisevergütung und der Reduktion des 
Mehrwertsteuersatzes von aktuell 8 Prozent 
auf 2,5 Prozent

?  Investitionsbeiträge für den Bau von neuen 
erneuerbaren Energien anstatt der kostende-
ckenden Einspeisevergütung, wobei diese In-
vestitionsbeiträge zeitlich auf maximal zehn 
Jahre zu befristen sind

?  Versorgungssicherheit ist zu gewährleisten mit 
Bandenergie, das heisst Speicher- und Lauf-
kraftwerke sind nach Möglichkeit auszubauen 
und Atomkraftwerke zu erhalten

?  Forschung betreiben im Bereich der Spei-
cherung von elektrischer Energie sowie im 
Bereich der Atomenergie und Wiederaufarbei-
tung von abgebrannten Brennstäben

?  Produzentenpreise erhöhen, indem Importe 
nur zugelassen werden, wenn sie tatsächlich 
nötig sind, damit Elektrizitätswerke in Zu-
kunft gewinnbringend produzieren können

?  Eigenverantwortung stärken und Bevölkerung 
sowie Unternehmen darauf sensibilisieren, 
sparsam und vor allem effizient mit der Ener-
gie umzugehen

Nein zum Energiegesetz  
am 21. Mai 2017
Es gibt mehr als genug nachvollziehbare 
Gründe, weshalb die Energiestrategie 2050 
nicht funktioniert und mehr negative Auswir-
kungen hat, als die Behörden zugeben wollen. 
Zudem gibt es Alternativen, die wirksam und 
umsetzbar sind. Wir wollen eine nachhaltige 
und funktionierende Energieversorgung, des-
halb lehnen wir am 21. Mai 2017 das ruinöse 
Energiegesetz ab! 
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Das sehr teure, marktfeindliche, planwirtschaftliche 
und unsoziale Energiegesetz

Verzeihung. Ich schreibe Ihnen nicht im Na-
men einer Partei oder einer Ideologie. Es geht 
mir als Wissenschaftler und Schweizer um die 
Sache, d.h. um die nachhaltige Zukunft unseres 
Landes, unseres Volkes. In Sachen Energie (in 
jeder Energie-Technologie) habe ich im Laufe 
von vielen Jahrzehnten vieles gelernt und ge-
lehrt: technisch, ökologisch, ökonomisch und 
ethisch. Darum erlaube ich mir, mich mit einigen 
kritischen Überlegungen und Fragen betreffend 
das Energie-Gesetz vom 30.9.2016 an Sie zu 
wenden. Meine Gesinnung will komplett positiv 
und konstruktiv sein.
Wiederum zitierte der Tagesanzeiger vom 
13.1.2017 auf den Seiten 1 und 4 die CHF 40.–
des BFE und die CHF 3’200.– des Referendums-
Komitees. Man gibt dem Leser zu glauben, dass 
sich das Referendum nur auf das erste Massnah-
menpaket bezieht. Lesen Sie bitte den Referen-
dumsbogen nochmals aufmerksam durch! Da 
ist nichts von einem ersten Massnahmenpaket 
geschrieben. Der Haupttitel des Bogens heisst: 
«Referendum gegen das Energiegesetz». Und 
der Ausdruck «Energiegesetz» wird auf dem 
Bogen mehrmals wiederholt. Die Massenme-
dien lassen jedoch den Mann/die Frau auf der 
Strasse glauben, dass es sich im Rahmen des Re-
ferendums nur um Strom/Elektrizität, bzw. nur 
um Kernenergie handelt (siehe Tageszeitungen). 

Und sie betonen dies wiederholt. Die Elektrizität 
stellt heute nur 25% der gesam ten Endenergie 
unseres Landes dar (die Kern energie, als Teil der 
Elektrizität, beträgt heute zirka 9 –10% der ge-
samten Endenergie). Die Massenmedien sagen 
nichts über die Reduktion der restlichen 75% der 
gesamten Endenergie (Erdölbrennstoffe, Erd-
öltreibstoffe, Erdgas, Rest). Wo bleibt die Ethik? 
 
Energiegesetz und Referendum:
1.  Die Bundesversammlung hat am 30.9.2016 

das Energie-Gesetz (oft auch «Energiestrate-
gie 2050» genannt) beschlossen. Es handelt 
sich also um ein Gesetz und nicht um eine 
«Menü-Karte».

2.  Das Gesetz vom 30.9.2016 untersteht dem 
fakultativen Referendum.

3.  Das Referendum wurde ergriffen und ist er-
folgreich zustande gekommen.

4.  Ablauf der Referendumsfrist war der 
19.1.2017.

5.  Inkrafttreten: Der Bundesrat bestimmt das 
Inkrafttreten.

6.  Die Schweiz befindet sich weltweit gesehen 
energetisch und ökologisch in einer Spitzen-
position.

 
Wesentliche Fakten:
1.  Ich habe das Referendum unterschrieben. 

Begründung: unser Volk soll nach einer ehr-
lichen, kompetenten, und offenen Information 
frei und demokratisch wählen und entschei-
den können, ob es diese «Bürde» auf sich 
nehmen will. Der demokratische Entscheid 
wird in unserem Lande respektiert. Auch ich 
werde ihn respektieren.

2.  Im Rahmen von vielen Hunderten von Ge-
sprächen musste ich leider feststellen, dass 
unser Volk nicht die geringste Ahnung von 

diesem Energie-Gesetz vom 30.9.2016 hat. 
Es fehlte also bisher eine verständliche Infor-
mation. Die Mehrheit der Bevölkerung glaubt 
sogar, dass es sich nur um die Frage «für» oder 
«gegen» die Kernenergie handle.

3.  Das Referendum gibt den Bürgerinnen und 
Bürgern die Gelegenheit, demokratisch in-
formiert zu werden und demokratisch disku-
tieren und dialogieren zu können. Das Volk 
braucht einen objektiven und langfristigen 
Gesamtüberblick.

4.  Dieses Energie-Gesetz (sollte es vom Volk 
in dieser Form genehmigt werden) wird die 
Familien und die Wirtschaft viel Geld kosten, 
sehr viel mehr als nur die vom BFE zitierten 
CHF 40.– pro Jahr. Welches ist die Wahrheit? 
Wer dies wissen will, ist eingeladen, den 
(schlecht formulierten) Artikel 3 des Gesetzes 
genau zu studieren. Wieso ist der Artikel 3 
schlecht formuliert: a) man hätte den Begriff 
Gesamt-Endenergie verwenden sollen, b) im 
Absatz 1 des Artikels hätte man die Elektri-
zität explizit ausschliessen müssen. Bis zum 
Jahre 2050 kostet uns diese «Energiestrategie 
2050» rund 500 Milliarden Franken (Gebäu-
desanierung 280 Milliarden Franken, Erneue-
rung und Betrieb der bestehenden Kraftwerke 
126 Milliarden Franken, Bau und Betrieb 
neuer Kraftwerke 67 Milliarden Franken, 
Um- und Ausbau der Stromnetze 18 Milli-
arden Franken, Stilllegung und Entsorgung 
KKW 22 Milliarden Franken). Man muss den 
ganzen Zeitrahmen betrachten. Die Zahlen 
stammen vom Bundesrat und von der Konfe-
renz der kantonalen Energiedirektoren.

5.  Das Energie-Gesetz vom 30.9.2016 ist auch 
unsozial. Mit diesem Energie-Gesetz riskie-
ren wir, dass unsere Kinder und Grosskinder 
ärmer werden. Die Wirtschaft wird an Wettbe-
werbsfähigkeit verlieren. Eine politisch-ideo-

Von Prof. Dr.  
Arturo Romer 
6648 Minusio
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logisch erzwungene und dras tische Vermin-
derung der gesamten Endenergie-Nachfrage 
führt mit Sicherheit zu einer Verminderung 
des Lebensstandards.

6.  Mit dem vorliegenden Energie-Gesetz riskie-
ren wir den Übergang von der Energie-Markt-
wirtschaft in die Energie-Planwirtschaft. Un-
sere heutige Energiewirtschaft ist leider zu 
einem ideologischen Konfliktfeld geworden. 
Die Geschichte des zwanzigsten Jahrhunderts 
kann uns in Sachen Planwirtschaft gut be-
lehren.

7.  Das Energiegesetz vom 30.9.2016 gibt den 
Ressourcen und den Rohstoffen nicht das 
gebührende Gewicht. Auch erneuerbare En-
ergien setzen grosse Mengen an Ressourcen 
und Rohstoffen voraus. In diesem Sinne sind 
die vom Paul Scherrer Institut (PSI) erarbei-
teten Ökobilanzen (siehe Energiespiegel PSI, 
www.psi.ch) auch heute noch gültig und sehr 
lehrreich. Es handelt sich um ausgezeichnete 
und sehr seriöse wissenschaftliche Studien.

8.  Der gezielte Erdgas-Einsatz ist nicht ein Teil 
des Problems, sondern ein Teil der Lösung. 
Das Energie-Gesetz schenkt dem Erdgas nicht 
die gebührende Beachtung.

9.  In unserem Lande bezahlen wir heute sage 
und schreibe 84 CHF/t CO2! Und es kön-
nen 120 CHF/t CO2 werden. Was machen 
die Nachbarn? Deutschland z. B. exportiert 
Kohlestrom für 2–3 Rp/kWh. Wieviel davon 
beträgt die CO2-Steuer? Eine sinnvolle Ener-
giepolitik kann nicht unabhängig vom inter-
nationalen Kontext definiert werden. Beispiel: 
Am 7. Oktober 2016 lag der Zertifikats-Preis 
gemäß den Gesetzen von Angebot und Nach-
frage bei 5,62 Euro/Tonne CO2.

10.  Zeitlich unbegrenzte Technikverbote wi-
dersprechen einem freiheitlichen Staat. Die 
wissenschaftliche und technische Entwick-
lung ist rasant und kann unvorhergesehene 
optimale Lösungen auf den Markt bringen. 
Es versteht sich, dass die Sicherheit in jedem 
Falle oberste Priorität hat. Die eventuelle 
sofortige Schliessung gefährlicher Anlagen 
ist gesetzlich streng geregelt. Doch die Ge-
schichte lehrt uns auch, dass ein auf For-
schung und Entwicklung beruhender techno-

logischer Fortschritt der Schlüssel zu einer 
sicheren, konkurrenzfähigen, effizienten und 
nachhaltigen Energieversorgung ist.

11.  Die Unterschrift des Referendums hat nichts 
zu tun mit Ideologie. Sie ist ganz einfach der 
vernünftige und freiwillige Gebrauch von 
demokratischen Grundrechten. Grundrech-
te, welche im Interesse der Demokratie in 
unserer Verfassung fest verankert sind. Wir 
hatten zum Glück weise Vorfahren.

12.  Wer das Referendum unterzeichnet hat, sagt 
nicht nein zum Prinzip der Nachhaltigkeit. 
Die Frage lautet jedoch: was und wieviel ist 
unserem Volk und unserer Wirtschaft zumut-
bar? Der bekannte Ökonom Carl Christian 
von Weizsäcker sagte: «Eine Politik, die 
künftige Generationen bindet, widerspricht 
dem Demokratieprinzip».

13.  Wer das Referendum unterzeichnet hat, will 
damit nicht sagen, dass er Gegner der er-
neuerbaren Energien ist. Die Frage betrifft 
jedoch das Mass, die Machbarkeit, die Ak-
zeptanz, die Kosten, die Ressourcen und die 
Art der Finanzierung. Subventionen verzer-
ren bekanntlich den Markt. Und wer bezahlt 
letztlich diese Subventionen?

14.  Dieses Energie-Gesetz schenkt der freien 
Marktwirtschaft zu wenig Vertrauen. Eine 
freie Marktwirtschaft mit klaren Rahmenbe-
dingungen garantiert eine nachhaltige, effizi-
ente und konkurrenzfähige Wirtschaft. Echte 
Wertschöpfung!

15.  Muss der Elektrizitätsmarkt total liberali-
siert werden? Vorteile? Nachteile? Ein En-
ergieabkommen zwischen der Schweiz und 
der EU setzt die totale Liberalisierung des 
Marktes voraus. Die Antwort betreffend die 
totale Liberalisierung ist nicht leicht! Ich 
will/kann sie heute nicht geben.

16.  Wer das Referendum unterzeichnet hat, 
sucht in erster Linie eine ehrliche, offene, 
sachliche, glaubwürdige, ideologiefreie und 
überzeugende Information.

17.  Wir gehören in Sachen Energie, Umwelt, 
Nachhaltigkeit und Lebensqualität schon 
heute zu den beispielhaftesten Nationen der 
Welt (siehe z. B. Berichte der IEA, Key World 
Energy Statistics, Paris). Das heisst jedoch 

nicht, dass wir unsere heutige Situa tion nicht 
nachhaltig verbessern können/müssen. Die 
Frage ist auch hier das «Wie» und das «Wie-
viel». Wollen wir eine marktwirtschaftliche 
oder eine etatistische/planwirtschaftliche 
Zukunft? Wieso quält man uns dauernd mit 
unberechtigten ökologischen Vorwürfen? 
Sind wir wirklich die grossen Umweltsünder 
dieses Planeten? Nein!

18.  Was machen unsere Nachbarn? Welches sind 
ihre Strategien?

19.  Setzt diese Energie-Strategie 2050 «Gold» 
ein, wo «Aluminium» genügt?

20.  Eine tiefgreifende Transformation eines 
nationalen Energiesystems ist eine äusserst 
komplexe Aufgabe!

 
Schlussbemerkung:
Unser Land hat leider keine Rohstoffe. Es darf 
somit auch seine finanziellen Mittel nicht über-
trieben nur auf die zwei Probleme «Energie» 
und «Umwelt» konzentrieren. Es gibt viele wei-
tere ebenso wichtige Probleme: Gesundheits-
wesen, Arbeitsplätze, Bildung, Ausbildung, 
Forschung, Entwicklung, Innovation, Kultur, 
Sozialwesen, Sozialversicherungen (AHV, IV, 
usw.), Sicherheit, Verteidigung, Polizei- und Jus-
tizwesen, Innen- und Außenpolitik, Ökonomie 
und Wirtschaft, Wettbewerbsfähigkeit, Flücht-
lingspolitik, Verkehr, Erhalt der Lebensquali-
tät, Solidarität nach innen und aussen, usw. 
Der Bundeshaushalt muss all diesen Aufgaben 
und Pflichten Rechnung tragen, ohne die Bür-
gerinnen, die Bürger und die Wirtschaft mit 
hohen und unerträglichen Steuern zu überlas-
ten. Wollen wir unseren heutigen guten Le-
bensstandard auch in Zukunft geniessen? Gute 
Grundsätze, zum Extrem geführt, verderben 
alles. «Die Demokratie lebt vom Kompromiss. 
Wer keine Kompromisse machen kann, ist für 
die Demokratie nicht zu gebrauchen» (Helmut 
Schmidt). Suchen wir doch einen vernünftigen, 
verträglichen, nachhaltigen und demokratisch 
zumutbaren Kompromiss! Es geht uns gut, weil 
wir seriös und hart arbeiten. Nicht nur wir, son-
dern auch die künftigen Generationen haben ein 
Anrecht auf Lebensqualität!

Büezer aufgepasst!

Überparteiliches Komitee gegen das Energiegesetz, Postfach, 3001 Bern
Danke für Ihre Spende für dieses Inserat: PC 31-604614-3

Das neue Energiegesetz fordert praktisch eine Halbierung des Energieverbrauchs. 
Dies wird nur mit staatlicher Umerziehung, Lenkungsmassnahmen, teureren 
Energiepreisen und neuen Vorschriften möglich sein.

Haben wir bald...

...� noch höhere Mieten?

...� drei Franken pro Liter Benzin?

...� ein Fleischverbot und Kaffeerationierungen?

...� abgesagte Fussballspiele wegen Stromausfall?

...� nur noch Ferienflüge für Reiche?

www.energiegesetz-nein.chAbstimmung vom 21. Mai 2017

Energiegesetz

Autofahrer aufgepasst!

Überparteiliches Komitee gegen das Energiegesetz, Postfach, 3001 Bern
Danke für Ihre Spende für dieses Inserat: PC 31-604614-3

Das neue Energiegesetz fordert praktisch eine Halbierung des 
Energieverbrauchs. Dies wird nur mit staatlicher Umerziehung, 
Lenkungsmassnahmen, teureren Energiepreisen und neuen Vorschriften 
möglich sein.

Haben wir bald...
...� über 3 Franken pro Liter Benzin oder Diesel?
...� weitere Geschwindigkeitsreduktionen auf Autobahnen?
...� einen Zwang zum Umsteigen auf kleinere Fahrzeuge?
...� ein Klimaanlagenverbot im Auto?
...� strengere Vorschriften für Allradfahrzeuge?

www.energiegesetz-nein.chAbstimmung vom 21. Mai 2017

Energiegesetz
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Sind Sie schon Mitglied?
Treten Sie dem PIKOM bei, welches sich zum Ziel gesetzt hat, die Öffentlichkeit über die wahren  
Fakten und Entwicklungen im Bereich der Ausländerpolitik zu informieren. Der jährliche Beitrag beträgt 
Fr. 65.–. Sie erhalten einen Einzahlungsschein für den Jahresbeitrag.

l  Ich will Mitglied werden l  Senden Sie mir weitere Informationen zu

Name: 

Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ: Ort:

Telefon:

E-Mail:

Einsenden an: PIKOM, 5000 Aarau – Fax 031 981 39 82 www.pikom.ch

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

✁

Im vergangenen Jahr lebten 
2’029’527 Ausländer in der 
Schweiz

Eingebürgert wurden 41’127 Personen, 1,3 Prozent 
mehr als im Vorjahr. Einbürgerungen auf dem ordent-
lichen Weg nahmen um 3,2 Prozent auf 32’152 zu, 
erleichterte Einbürgerungen um 4,7 Prozent auf 8’975 
ab. Wie bereits im Vorjahr war die Aufnahme einer Er-
werbstätigkeit mit rund 47 Prozent der wichtigste Ein-
wanderungsgrund, gefolgt vom Familiennachzug mit 
31 Prozent. 1’390’405 Ausländerinnen und Ausländer 
stammen aus den EU-28-/EFTA-Staaten. 

Internationaler Währungs
fonds (IWF) stellt der Euro
zone ein verheerendes 
Zeugnis aus

Von 1995 bis 2015 habe es bei den Mitgliedern Hinweise 
auf geschönte Haushalte, exzessive Schuldenaufnahme 
mit Umgehung der EU-Regeln gegeben, die Überwa-
chung durch Institutionen sei mangelhaft gewesen. Die 
durchschnittliche Staatsverschuldung sei auf mehr als 
90 Prozent angestiegen, erlaubt wären 69 Prozent des 
Bruttoinlandproduktes. 
Der IWF hält vor allem den Schuldenberg Griechenlands 
für gefährlich und langfristig nicht tragfähig. Der IWF for-
dert Länder mit stabileren Haushalten auch seit Jahren 
zu mehr Investitionen in die Infrastruktur auf. 

Entwicklungshilfe soll mit 
Migrationspolitik verknüpft 
und auf Wirkung untersucht 
werden

Eine Forderung des Parlaments. Gemäss DEZA-Direk-
tor Manuel Sager könne die Zusammenarbeit sinnvoll 
verknüpft werden, fragwürdig wäre aber, die Entwick-
lungshilfe zu streichen, wenn abgewiesene Asylsuchen-
de nicht zurückgenommen würden. Ursachen sollen 
bekämpft werden, die Menschen zur Migration zwän-
gen. DEZA will sich stärker in den Herkunftsländern von 
Flüchtlingen engagieren, neu sollen 55 Prozent statt 45 
Prozent fliessen. Die Messung der Wirkung sei ein in-

tegraler Bestandteil, künftig wolle man 
transparenter über die Lehren informie-
ren. Erhöht wurden auch die Mittel für 
die Grund- und Berufsausbildung mit 
630 Millionen Franken bis 2020. 

Steigende  
Sozialkosten

9,5% der Schweizer Bevölkerung sind 
von Sozialhilfe abhängig, an der Spitze 
Basel-Stadt mit 189 Bezüger auf 1’000 
Einwohner, gefolgt von Genf mit 154. 
Bescheiden gibt sich dagegen Appen-
zell-Innerhoden mit 36 und Nidwalden 
mit 39 von 1’000 Einwohnern. Verän-
derungen zwischen 2003 und 2014: 
Ergänzungsleistungen zur AHV/IV 

+75,15%, Familienbeihilfen +185,48%, Wohnbeihilfen 
+60,31%, Sozialhilfe +111,39%, etc. 2015 wurden 4,678 
Milliarden an Ergänzungsleistungen ausbezahlt, vor 15 
Jahren noch 2,35 Milliarden (+103%), 315’000 Bezüger, 
vor 10 Jahren 244’500 (+26,5%). 25% aller auslän-
dischen Altersrentner sind auf Ergänzungsleistungen 
angewiesen, Schweizer 11%. Mittlerweile beziehen 45% 
aller Invalidenrentner zusätzlich Ergänzungsleistungen. 
Starke Zunahme auch bei jungen Erwachsenen wegen 
psychischer Erkrankungen.

Trump fordert Rückgabe der 
Krim an die Ukraine

Der US-Präsident macht deutlich, dass er von Russ-
land erwartet, dass die Halbinsel Krim an die Ukraine 
zurückgegeben und die Gewalt in der Ukraine eingestellt 
werde.

Führungskrise nicht Flücht
lingskrise

Es fehlt am politischen Willen und der Führungsstärke 
der Verantwortlichen, das Asylrecht im Sinne der Genfer 
Konvention durchzusetzen, wonach nur als Flüchtling 

gilt, wer «persönlich an Leib und Leben bedroht» ist.
Mit grossem Abstand an erster Stelle der Asylgesuche 
stehen junge Männer aus Eritrea: 2014 rund 7’000 Ge-
suche, 2015 fast 10’000 Gesuche und 2016 noch über 
5’000 Gesuche, innert drei Jahren kamen 22’000 eri-
treische Gesuchssteller in unser Land und sie alle blei-
ben uns erhalten, wenn nicht als Flüchtlinge, so doch als 
«vorläufig» Aufgenommene. Von härterer Gangart oder 
beschleunigten Verfahren keine Spur !

Trotz Verbot mindestens 21 
Trauungen von Minderjäh
rigen im vergangenen Jahr

Fälle, die der Fachstelle Zwangsheirat bekannt sind, 
vor allem Musliminnen im Alter von 14 bis 17 Jahren. 
Gefordert werden stärkere Informationsbemühungen, 
selbst Migrationsämtern fehle es oft an Wissen. Die 
Schliessung von Zwangsehen erfüllen den Tatbestand 
der Nötigung und wären von Amtes wegen zu verfol-
gen. 

Schweiz ist «Weltmeister»  
im Einbürgern

Die Schweiz verleiht im internationalen Vergleich über-
durchschnittlich vielen Ausländern das Bürgerrecht, 
rund 40’000 pro Jahr. Gemessen an der Gesamtbe-
völkerung liegt die Schweiz an vierter Stelle hinter 
Luxemburg, Irland und Schweden. Eingebürgerte sind 
privilegiert, sie behalten das bisherige Bürgerrecht, sind 
also «Doppelbürger», können je nach Situation wählen, 
welche Staatsbürgerschaft sie gerade zu ihrem Vorteil 
präsentieren möchten. 

Plattform mit Angeboten für 
Asylbewerber im Aargau

Lanciert wurde eine «Integrationspartnerschaft», in dem 
sich Wirtschaftsvertreter mit Integrationsfachleuten und 
Organisationen austauschen können. Bis Ende 2019 
werden 1,6 Millionen Franken aus dem kantonalen 
Swisslos-Fonds zur Verfügung gestellt. 
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PRO LIBERTATE

Schweizerische Vereinigung für

Freiheit, Demokratie und Menschenwürde

Operationsziel Schweiz?

Operationsziel Schweiz!

Die Schweiz ist von Freunden umzingelt!

Allein, Staaten haben ja gar keine Freunde, nur Interessen. Bei derVerfolgung von Interessen wird abgewogen zwischen Aufwandund Ertrag. Erscheint der Aufwand, den Neutralen zu überfallengering, der Ertrag gross, heisst es dann bald einmal «Not kenntkein Gebot!» In einer Zeit, in welcher Worte und Tatsachen im-mer stärker auseinanderklaffen, verzichtet der Aggressor selbst aufden Satz, mit dem der deutsche Kanzler Theobald von BethmannHollweg 1914 den Überfall auf das damals neutrale Belgien recht-fertigte.

Die Schweiz der vergangenen gut 200 Jahre war immer wieder dasZiel von ausländischen Operationsplänen, welche bis 1815 gele-gentlich ausgeführt wurden. Seither sind sie Papier geblieben, wasaber in keiner Art und Weise ihre Ungefährlichkeit belegt. Es ver-hält sich im Gegenteil so, dass allein ein gütiges Geschick, ein Min-destmass militärischer Anstrengungen und eine insgesamt erfolg-reiche eigene Politik dem Land den Frieden in der Freiheit bewahrthat. So sind die Planungen von Deutschen, Italienern, Sowjets undanderen mehr in Vergessenheit geraten, zum Teil bis heute gar niebekannt geworden.

Das vorliegende Werk ruft das Vergessene in Erinnerung, keines-wegs um, wen immer es sei, anzuprangern, wohl aber, um Mitbür-gerinnen und Mitbürger daran zu erinnern, dass der ewige Preisder Freiheit auch morgen derselbe sein wird, von dem der Ire JohnPhilpot Curran 1790 in Dublin gesprochen hat: «Die Bedingung,unter welcher Gott dem Menschen Freiheit gegeben hat, ist ewigeWachsamkeit.»

Verlag Merker im Effingerhof
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Matthias Kuster
Jürg Stüssi-Lauterburg
Hans Luginbühl
Wilfred Grab

Operationsziel Schweiz
Angriffe und Angriffspläne gegen die Schweiz seit 1792 —Verteidigung und Verteidigungspläne der Schweiz seit 1792

Mit einem Vorwort von Bundesrat Ueli Maurer

Jahrbuch Schweizer Luft- und  
Raumfahrt 2017
Im St. Galler Verlag Kömedia ist kürz-
lich die Erstausgabe einer neuen Serie 
erschienen: das Jahrbuch Schweizer Luft- 
und Raumfahrt. Es richtet sich sowohl an 

Fachleute aus allen Bereichen der Luft- 
und Raumfahrt, aber auch an Politiker 
und Privatpersonen, deren Interessen in 
diesem Bereich liegen. 

Die Ouvertüre bildet das 4-sprachige Vor-
wort von Bundesrat Johann N. Schneider-
Ammann, in welchem er auf die Be-
deutung der Luftfahrt für die Schweizer 
Wirtschaft eingeht. 

Das 160 Seiten umfassende Jahrbuch 
«Schweizer Luft- und Raumfahrt 2017» 
ermöglicht einen tiefen Blick hinter die 
Kulissen: von den Forschungsarbeiten im 
Windkanal, welche der stetigen Effizi-
enzsteigerung der Luftfahrt dienen, bis 
zu den hohen körperlichen Belastungen 
des Menschen im Kunstflug. Es ver-
schafft dank den vielfältigen Fachartikeln 
ein umfassendes Bild über die aktuellen  
Herausforderungen der Schweizer Luft- 
und Raumfahrt, sodass sich Politik und 
Wirtschaft für die Zukunft engagieren 
können. 

Brandneu!

Jetzt bestellen
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Die Neulenker wollen nicht länger 
die Sündenböcke sein! JA

ZUR ABSCHAFFUNG 

DER WAB-KURSE 

AM 21. MAI!

Der Staat erfindet Jahr für Jahr neue Abgaben, 
Steuern und auch obligatorische Kurse. Zum 
Glück werden jedoch bestimmte wieder revidiert. 
Vor kurzer Zeit hat beispielsweise das Schweizer 
Parlament die obligatorischen Hundekurse wie-
der abgeschafft. Schweizweiten Handlungsbe-
darf besteht aber auch bei den obligatorischen 
Neulenkerkursen (WAB-Kurse). 
 
Wie aus vielen Untersuchungen bekannt ist, wei-
sen junge Fahranfänger ein erhöhtes Unfallrisiko 
auf. Aus diesem Grund führte das Parlament im 
Jahr 2005 die Zweiphasenausbildung im Stras-
senverkehr ein. Präventionsmassnahmen wie 
Fahrprüfung auf Probe, das Rasergesetz oder die 
Senkung der Promillegrenze am Steuer haben 
zum Glück zur positiven Senkung der Unfälle 

in den vergangenen Jahren bei den Junglenkern 
geführt. Die Beratungsstelle für Unfallverhütung 
(bfu) ist im Jahr 2013 zu folgenden Erkenntnis-
sen gekommen: «Die Befragungsdaten belegen 
die positiven Auswirkung der angedrohten An-
nullierung des Ausweises auf Probe. Indessen 
konnten die Sicherheitseffekte der Weiterbil-
dungskurse nicht im erhofften Ausmass nach-
gewiesen werden». Die Bestrafung der jungen 
Bürger im Lande hat jedoch hervorragend ein-
geschlagen. Geschätzte 65 Millionen Schwei-
zerfranken werden dank diesen WAB-Kursen 
jährlich zusätzlich einer Berufsgruppe auf dem 
Silbertablett präsentiert.  
 
Der Kanton Uri geht jetzt als Vorreiter für die Ju-
gendlichen in den Abstimmungskampf und ver-

sucht dank der Jungen 
SVP Uri, die Kurse 
mittels Standesinitia-
tive zu beerdigen.  
Die Urner-Bevölke-
rung hat am Sonntag, 
21. Mai 2017 die ein-
malige Gelegenheit, 
für ein starkes und 
wichtiges Zeichen 
zu sorgen. Wird die 
Initiative im Kanton 
Uri angenommen, 
hätte sie aufgrund des 
Rechtsrutsches im 

eidgenössischen Parlament eine gute Chance, 
auch dort angenommen zu werden, damit endlich 
die unnötigen und kostspieligen obligatorischen 
Neulenkerkurse abgeschafft werden. Für Neu-
lenker, welche sich fehlerhaft verhalten, soll der 
Wiederholungskurs eine Chance sein, um Bil-
dungslücken zu schliessen und das Fahrverhalten 
zu korrigieren. Dadurch soll der Generalverdacht 
gegenüber Junglenkern beseitigt werden, denn 
die meisten Neulenker wissen sich anständig zu 
verhalten und sind darum nicht gefährlich. 
 
Es kommt auf jede Stimme an! Unterstützen Sie 
uns deshalb und motivieren Sie alle im Kanton 
Uri wohnhaften Personen, damit diese ein klares 
«JA» zur Abschaffung dieser Kurse in die Urne 
legen.  

Vielen Dank für ihre Unterstützung
JSVP Uri 

Junge SVP Kanton Zürich – News
Bei der Jungen SVP Kanton Zürich weht zurzeit der Wind der Veränderung. Neben Pascal Theiler als Präsident, traten bei der 
diesjährigen Generalversammlung gleich zwei weitere verdiente Vorstandsmitglieder zurück. Vize-Präsident Christian Hiltbrun-
ner und Parteisekretärin Katia Weber widmen sich neuen Aufgaben.

Der Umbruch bei der Jungen SVP Kanton Zü-
rich ist lanciert. Mit einer sorgfältigen und lange 
andauernden Evaluation von potentiellen Kan-
didaten für den Kantonalvorstand der Jungen 
SVP startete die Partei in das Jahr 2017. Auf-
grund der vielen Rücktritte wurde an der letzten 
GV ein Vierergespann vorgeschlagen, welches 
zusammen mit den überbliebenen Vorstandsmit-
gliedern frischen Wind in die Partei bringen soll.  
Camille Lothe (Stadt Zürich), Jascha Rudolphi 
(Bezirk Uster), Luca Steffen (Bezirk Meilen) 
und Jeffrey Ferpozzi (Bezirk Bülach) wurden 
von den rund 50 Anwesenden einstimmig ge-
wählt. Die Zuteilung der Ressorts wird schnellst-
möglich erfolgen. Das unter dem Aspekt, dass 
sich bei den Vorgesprächen alle in einem Punkt 
stets einig waren: «Man muss die Junge SVP 
Kanton Zürich in der Zürcher Politlandschaft 
wieder stärker spüren!» Klar ist bereits, dass 
Luca Steffen das Amt des Kassiers von Nicolas 
Gorlero übernehmen wird da Gorlero im neu 
konstituierten Vorstand als Vize-Präsident amten 
wird.

Neuer Vorstand, neuer Präsident
Neben einem neu zusammengestellten Vorstand, 
wurde am vergangenen Freitag auch ein neuer 
Präsident gewählt. Marc Wachter (Zumikon) 
wird sich in Zukunft dieser Aufgabe annehmen. 
Zu seinem Amtsantritt meinte er: «Wir brauchen 
mehr Aktivismus in der Partei. Die Junge SVP 
Kanton Zürich muss sich 
wieder vermehrt den The-
men annehmen, welche 
Jugendliche im Kanton 
beschäftigen und diese als 
starke Jungpartei auf die 
politische Agenda brin-
gen». Man darf sich auf 
eine vielversprechende 
Zukunft der JSVP ZH 
freuen.
Trotz Zukunftsperspekti-
ve und Vorfreude auf die 
Jahre unter neuer Führung 
bleibt ein kleiner Weh-
mutstropfen. Wie bereits 

eingangs geschrieben, verlassen uns mit der 
Neuerung langjährige Vorstandsmitglieder. Die 
Junge SVP Kanton Zürich dankt Katia Weber, 
Christian Hiltbrunner und Pascal Theiler für 
ihren unermüdlichen Einsatz und für die stun-
denlange Arbeit zu Gunsten unserer Werte und 
Überzeugungen.  



DIE IDEE 2/2017 Junge SVP Schweiz 11

Wir müssen

Wir müssen
–  verdichtet bauen
–  die Autobahnen ausbauen, auf 6 (auf 8, 10, 12) 

Spuren – und dann?
–  den Taktfahrplan verdichten auf 15 (7 ½, 

später 3 ¾) Minuten – und dann?
–  den Bau von  Einfamilienhäusern verbieten
–  mit Geschwindigkeitslimiten die Staus be-

kämpfen
–  mit Roadpricing den Moloch Verkehr von den 

Städten fernhalten
–  Umfahrungsstrassen bauen
–  Einbahn-Fussgängerverkehr in Bahnhöfen 

einrichten
–  Fussgänger mit Hilfe roter und grüner Sek-

toren lenken
–  dem Busverkehr durch Ampeln Vorfahrt ein-

räumen

Nein! Wir müssen
–  das Hirni einschalten, zu Ende denken, gesun-

den Menschenverstand walten lassen
–  die oben beschriebenen Vorschläge als Sym-

ptombekämpfung und «Pflästerlipolitik» ent-
larven

–  Ursache und Wirkung wahrnehmen und nicht 
verleugnen

–  sehen, dass die Schweiz 8,4 Millionen Ein-
wohner hat und kräftig weiter wächst

–  die jährliche Bevölkerungszunahme als Ursa-
che von Dichtestress anerkennen

–  die Zunahme von 95’000 Motorfahrzeugen 
pro Jahr als kausale Ursache für die zuneh-
menden Staustunden einsehen

–  zugestehen, dass die Zunahme der Bevöl-
kerung um 80’000 Menschen pro Jahr die 
Überforderung der Infrastruktur zur Folge hat 

–  realisieren, wenn wir oder andere aufgrund 
von Weltanschauung, Überzeugung, Grund-
haltung die Fakten nicht sehen wollen oder 
Fehlschlüsse ziehen

–  weder Denkverbote noch Denkgebote akzep-
tieren.

Wir müssen 
–  uns von Ideologien lösen, die uns verbieten, 

Ursachen und Zusammenhänge zu sehen        
–  uns der Wahrheit stellen, statt Symptome 

zu bekämpfen aufgrund von Parteibuch und 
Glauben 

–  jedem misstrauen, der uns alternativloses 
«Wir müssen» vorschreiben will

–  Zeitungsartikel, die mit «wir müssen» begin-
nen, gar nicht lesen

–  Politikern, deren Sätze mit «wir müssen» be-
ginnen, nicht zuhören

–  die weltanschauliche Brille ablegen, welche 
unsere «Wahr»nehmung durch Vorstellungen, 
Ideen, Theorien, Gebote, Ideale verbiegt

Wir müssen
–  eigentlich gar nichts. Sofern wir bereit sind, 

die Folgen unseres Tuns oder Nichttuns zu 
tragen

–  die Folgen tragen, wenn wir die Schweiz 
weiter rasant wachsen lassen. Die Folgen 
sind schon jetzt absehbar – ob man sie als 
Dichtestress verflucht oder als Grundlage un-
seres Wohlstands preist. Je nach Standpunkt, 
Denkart, Ideologie

Von  
Dr. Frederik Briner 
5210 Windisch

Leserbrief

SVP Academy 2017
Die SVP Academy findet jeweils samstags 
zwischen 10 und 15 Uhr, weitab der Hektik 
im schönen Toggenburg im Haus der Freiheit, 
Landgasthof Sonne, Wintersberg in Ebnat-
Kappel statt (www.hausderfreiheit.ch). 
Das Jahr 2017 steht unter dem Motto «poli-
tisches Handwerk». 
Wir haben für euch ein attraktives Programm 
zusammengestellt.  
 
Kurs 1/17 - Samstag 13. Mai 2017, 10 Uhr 
bis 15 Uhr
Führungsschulung
Mit Christoph Blocher, Unternehmer,  
a. Bundesrat/a. Nationalrat, Verantwortlicher 
Strategie SVP CH
Inhalt: Führen heisst: «Ein Problem erkennen, 
analysieren, Lösungsvarianten entwickeln, 
planen und entscheiden und danach alle auf 
das gemeinsame Ziel einzuschwören, um dieses 
Ziel zu erreichen».
 
Kurs 2/17 - Samstag 17. Juni 2017, 10 Uhr 
bis 15 Uhr
Wie führe ich eine SVP-Sektion? 
Mit Albert Rösti, Parteipräsident und Natio-
nalrat, SVP, Gemeindepräsident Uetendorf/BE
Mit Gabriel Lüchinger, Generalsekretär der 
SVP Schweiz 
Inhalt: Wie organisiere ich eine Sektion rich-
tig? Was sind die Aufgaben der Vorstandsmit-
glieder? Wie gewinnen wir neue Mitglieder 
und entfalten in der Sektion die richtigen, 
zielführenden Aktivitäten?
 
Sommer-Special – Freitag 28. Juli – Sonntag 
30. Juli 2017 - Politcamp der JSVP Schweiz
Inhalt u.a.: Neue Medien – Chancen und 
Gefahren! Wie ist der richtige Umgang im 
Internet, mit Facebook, Twitter etc.? Welche 
Trends laufen? Welche Fehler machen Nutzer? 
Auf was ist zu achten? Am Politcamp wird es 
noch viele weitere Themen geben.
 
Kurs 3/17 - Samstag, 19. August 2017, 10 Uhr 
bis 15 Uhr 
Schweiz und Europa – Anatomie unseres 
Erfolgsmodells
Mit Roger Köppel, Verleger und Chefredak-
tor Weltwoche, Nationalrat SVP, Zürich 
Inhalt: Was hat die Schweiz stark gemacht? 
Wie ist unser Verhältnis zu Europa? Welchen 
Stellenwert haben die Bilateralen? Was will 
das Rahmenabkommen von Bundesrat Burk-
halter? Geht die Massenzuwanderung weiter?  
 

Anmeldungen nimmt Esther Friedli  
unter der E-Mail-Adresse  
zukunftsseminar@bluewin.ch entgegen.
Die Seminare der SVP Academy sind kosten-
los. Allerdings wird ein Unkostenbeitrag von 
Fr. 20.– pro Teilnehmer erhoben, zuzüglich 
Verpflegung (Mittagessen, Getränke). Bei Be-
darf sind im Haus Übernachtungen jederzeit 
möglich.

Weitere Kurse in IDEE 3/17

Eine soziale Wende ist notwendig
Die UNIA-Präsidentin Vania Alleva liegt bei der 
Interpretation der Resultate der Abstimmung zur 
Unternehmenssteuerreform (USRIII) als deut-
liche Absage an den SVP-Isolationismus völlig 
falsch. 
Die Absage an die USR III ist nicht eine Absage 
an die SVP und die durch sie vertretene Schweiz-
zentrierte Politik wie die Gewerkschaftspräsi-
dentin zu erkennen meint, sondern eine Absage 
an den Internationalismus, welchem sich nebst 
der Economie Suisse auch die linken Parteien 
SP, Grüne und die Gewerkschaften verschrieben 
haben. Das Schweizer Stimmvolk hat am 12. Fe-
bruar mit seinem NEIN einen subtilen Angriff der 
EU und OECD auf unser föderales Steuersystem  
abgewehrt. Teil dieses Stimmvolks war vor allem 
die ländliche Bevölkerung und damit auch sehr 
viele SVP-Wähler, die sich den Wirtschaftsver-
tretern entgegenstellten und nicht bereit waren, 
sich das Steuersystem vom Ausland aufzwingen 

zu lassen. Somit hat SP-Präsident Christian Le-
vrat mit seiner internationalistisch ausgerichteten 
SP und seinen Gewerkschaftsalliierten nur einen 
vermeintlichen Sieg eingefahren. 
Dass Levrat sich in der Woche vor der Abstim-
mung an den 5. Parlamentarischen Tagen der 
OECD in Paris zu einem Geheimtreffen mit dem 
Schweiz-feindlichen OECD-Steuerverantwort-
lichen Pascal Saint-Amans getroffen hat, um mit 
ihm zu erörtern, wie im Falle einer Ablehnung 
von USR III das noch geltende Steuersystem der 
Schweiz im Sinne des Internationalismus wei-
ter unterhöhlt werden könnte, ist nichts Neues. 
Solche Wallfahrten ins Ausland der Linken hat 
es auch schon zur EU nach Brüssel gegeben. Ob 
es den SP- und Gewerkschaftsführern passt oder 
nicht, das Nein zur USR III ist in seiner Wirkung 
ein JA zum aktuellen Steuersystem.

Ernst Merz, 6314 Unterägeri
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Die sieben Märchen der Energiewender
Lobbyisten, Politiker und Journalisten erzählen wohlklingende Geschichten über eine Energiewende. Sie wollen uns überreden, 
dass wir auf herkömmliche Energien (Benzin, Erdöl, Erdgas und Kernenergie) verzichten. Ihre Geschichten entpuppen sich  
jedoch als Märchen.

Dr. Lukas Weber, Geschäftsführer  
Alliance Energie, 1700 Fribourg

Märchen Nr. 1: Mit gutem Willen 
lässt sich eine Energiewende  
schaffen.
Tatsache ist: Deutschland zeigt, dass eine En-
ergiewende ein Vermögen kostet und ihr Ziel 
nicht erreicht. Im Gegenteil: Weltweit werden 
heutzutage mehr AKW in Betrieb genommen 
als stillgelegt. Auch der CO2-Ausstoss nimmt 
zu, mit China, Indien, Afrika, Südostasien und 
dem Nahen Osten  als Treiber. Der Traum einer 
Energiewende geht nicht auf, es sei denn, unsere 
Gesellschaft würde unproduktiver und ärmer. 
Dadurch würde die Zivilisationsentwicklung 
umgekehrt, und die Naturbelastung nähme zu. 
Dies zu wollen, ist nicht das Zeugnis von gutem 
Willen, sondern von Weltflucht. 

Märchen Nr. 2: Erneuerbare Ener
gien schaffen Arbeitsplätze und 
behalten das Geld in der Schweiz.
Tatsache ist: Wenn wir in Zukunft für Energie 
mehr ausgeben, bleibt weniger Geld für das 
übrig, was wir eigentlich begehren: Ferien, eine 
neue Wohnungseinrichtung, eine Altersrente 
usw. Energie verbrauchen wir ja nicht, um sie 
selbst zu geniessen, sondern um unsere Arbeit 
produktiver und das Leben zivilisierter und an-
genehmer zu machen. 
Den Energieeinsatz künstlich einzuschränken, 
würde die ganze Volkswirtschaft belasten und 
mehr bestehende Arbeitsplätze zerstören als 
neue schaffen. Mit Subventionen geschaffene 
Arbeitsplätze verschwinden, sobald die Sub-
vention wegfällt. Der Vorteil günstiger Energie 
für Mensch und Wirtschaft ist unvergleichlich 
gross.

Märchen Nr. 3: Es gibt grosse Ener
giesparpotentiale, die aus schlech
ten Gründen nicht ausgeschöpft 
werden.
Tatsache ist: Energieeffizienz ist nicht gratis 
zu haben. Energiesparmassnahmen, zum Bei-
spiel die Isolation von Gebäuden, kosten. En-
ergieeffizientere Haushaltgeräte sind teurer als 
durchschnittliche Geräte. Selbst der Verzicht 
hat seinen Preis … Viele Effizienzmassnahmen 
zahlen sich nicht aus, weil es zu lange dauert, bis 

die Investition rentiert, da derselbe Geldbetrag 
produktiver eingesetzt werden kann oder weil 
dadurch eine frühere Investition an Wert verliert. 
Vor der Industrialisierung mussten die Men-
schen mehr Aufmerksamkeit auf die Energie-
versorgung richten. Dank günstiger Energie 
im Überfluss können wir uns heute vermehrt 
menschlicheren Tätigkeiten zuwenden: der Wis-
senschaft, der Kultur, der Gemeinschaftspflege. 
Auf sie zu verzichten, wäre ein Rückschritt.

Märchen Nr. 4: AKW haben keine 
Zukunft, schon gar nicht neue.
Tatsache ist: Wegen der tiefen Strom-Markt-
preise lohnen sich heute gar keine neuen 
Kraftwerke, weder Kernkraftwerke noch Was-
ser- oder Gaskraftwerke. Die Ursache ist ein 
Strom-Überangebot in Europa und ein durch 
massive Subventionen für erneuerbare Energien 
zerstörter Strommarkt. 
Die Lage kann aber rasch ändern: etwa, wenn 
Strom wegen der Schliessung konventioneller 
Kraftwerke plötzlich knapp und daher teurer 
wird, wenn diese wegen ihrer Zuverlässigkeit 
besser entschädigt werden, oder wenn neue 
Kernkraftwerke dank dem technischen Fort-
schritt sicherer und günstiger werden. 
Wir können heute also nicht wissen, ob AKW 
keine Zukunft haben, denn niemand kennt die 
Zukunft, und die Kerntechnik wird laufend bes-
ser. 

Märchen Nr. 5: Ein massiver Aus
bau der erneuerbaren Energien ist 
bezahlbar und kann die ausfallende 
Stromproduktion aus AKW ersetzen.
Tatsache ist: Der Ausbau der erneuerbaren Stro-
merzeugung, namentlich der Sonnen- und Wind-
energie, kostet enorme Geldbeträge. Erstens ist 
dieser Strom teuer, da seine Erzeugung im Ver-
gleich zu konventionellen Kraftwerken weniger 
effizient ist: Der Materialverbrauch und der Na-
turverschleiss sind viel höher. Zweitens führt die 
unbeständige Stromerzeugung aus Sonne und 
Wind zu hohen Zusatzkosten für Stromnetze und 
Speicher. Sie werden meist unterschätzt oder 
verschwiegen. 
Von der Wasserkraft abgesehen, kostet erneuer-
bare Stromerzeugung ein Mehrfaches der kon-
ventionellen. Für Reiche bleibt Elektrizität im-
mer «bezahlbar». Geringverdiener kommen aber 

unter Druck. Heute wird in Deutschland von En-
ergiearmut gesprochen. Davon sind Haushalte 
betroffen, die ein Zehntel ihres Einkommens 
oder mehr für Energie ausgeben. In Deutschland 
hat sich der Strom in nur zehn Jahren um 50 
Prozent verteuert. Jeder fünfte Haushalt leidet 
heute an Energiearmut. 
Wir haben ein Interesse daran, dass Energie für 
alle günstig bleibt, auch für Geringverdiener. 
Die unzuverlässige und teure Stromproduktion 
aus Sonne und Wind kann die konventionelle 
Stromproduktion also nicht ersetzen.

Märchen Nr. 6: Eine Energiewende 
ist unumgänglich – sonst gehen 
uns die Energievorräte aus, und die 
Klimaänderung zerstört unseren 
Planeten.
Tatsache ist: Ob oder wann die fossilen Ener-
gieträger (Kohle, Erdöl, Gas) ausgehen werden, 
wissen wir heute nicht. Trotz anhaltendem, ja 
wachsendem Energieverbrauch hat sich die ge-
schätzte Verfügbarkeit bisher dank verbesserter 
und neuer Fördertechnik nicht etwa verkürzt, 
sondern verlängert. Sollten die Vorräte einst zur 
Neige gehen, dann wird der Markt, das heisst das 
freie Wechselspiel von Angebot und Nachfrage, 
von selbst dafür sorgen, dass die Preise steigen 
und die Vorräte länger reichen. Neue Energie-
quellen können entdeckt werden und die fossilen 
Energien ersetzen. Energie durch eine staatliche 
Anhebung der Preise zu verknappen, ist daher 
zwecklos. Es schadet dem Wohlergehen der 
Länder, die es tun.
Der genaue Zusammenhang zwischen mensch-
licher Aktivität und Klimaänderung ist bis 
heute umstritten. Umstritten ist auch die Wir-
kung sogenannter Klimamassnahmen – etwa 
der Senkung des CO2-Ausstosses – auf das 
Klima. Angesichts solcher Unsicherheiten sind 
einschneidende Massnahmen wie beispielsweise 
die in der Energiestrategie 2050 vorgesehene 
Senkung des CO2-Ausstosses auf ein Viertel 
nicht gerechtfertigt. Sie brächten Wohlstands-
verluste ohne einen fassbaren Gegenwert. 

Märchen Nr. 7: Die Schweiz kann 
und soll es sich leisten, mit gutem 
Beispiel voranzugehen.
Tatsache ist: Schon heute erbringt die Schweiz 
unter allen Industrienationen gemessen am 
CO2-Ausstoss die grösste Wirtschaftsleistung. 
Kaum ein Schweizer weiss das, geschweige 
denn die restliche Welt … Unser Land verur-
sacht heute ein Tausendstel und laufend weniger 
am weltweiten CO2-Ausstoss. Es ist nicht nur 
unrealistisch, sondern vermessen zu glauben, die 
Welt nehme Mass an der Schweiz. Deutschlands 
Energiewende, das Vorbild für die schweize-
rische, gilt heute als abschreckendes Beispiel, 
da die Kosten unaufhörlich steigen, während 
der CO2-Ausstoss unverändert hoch bleibt und 
Kohlekraftwerke für die Versorgungssicherheit 
unverzichtbar werden.
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In dubio pro populo – Im Zweifel für das Volk

Der Grosse Rat des Kantons Bern hatte während 
der vergangenen Session die Aufgabe, fernab 
jeglicher Ideologie darüber zu befinden, ob die 
von der der Jungen SVP Kanton Bern einge-
reichte Volksinitiative «Keine Steuergelder für 
die Berner Reithalle» gültig ist oder nicht. Lei-
der hat sich eine Mehrheit des Grossen Rates 
nicht an diese objektive Sicht gehalten und 

sich stattdessen von seiner politischen Haltung 
leiten lassen und die Initiative am Ende mit 82 
zu 68 bei 4 Enthaltungen für ungültig erklärt. 
Notabene trotz eines Gutachtens, erstellt vom 
renommierten Staatsrechts-Professor Etienne 
Grisel von der Universität Lausanne, welcher 
klar festhielt, dass die Initiative rechtskonform 
auslegbar und anwendbar ist. Einer Allianz aus 
Linken, EVP, GLP und BDP ist es damit einmal 
mehr gelungen, unsere Volksrechte mit Füssen 
zu treten. 
Dabei hätten die 14 BDP-Grossrätinnen und 
Grossräte lediglich auf ihre einstige Bienenkö-
nigin hören müssen. Dann wäre die Initiative 
womöglich für gültig erklärt worden. Denn es 
war Eveline Widmer-Schlumpf, die während 
ihrer Zeit als Justizministerin stets betont hat, 
dass Volksinitiativen im Zweifelsfall immer dem 
Volk vorzulegen sind. Gleichzeitig hat sie sich 
auch immer wieder dagegen ausgesprochen, die 

Von Janosch 
Weyermann,  
Präsident Junge 
SVP Stadt Bern, 
Bern

Beurteilung von Initiativen an Expertengremien 
zu delegieren. Doch dafür ist es nun zu spät. 
Interessant: Im Vergleich zum Kanton Bern wird 
im Kanton Zürich der demokratierechtliche 
Grundsatz «in dubio pro populo» – im Zweifel 
für das Volk, scheinbar noch höher gewichtet. 
Denn ein Blick in die Gesetzessammlung des 
Kantons Zürich zeigt, dass (bei den gleichen 
Mehrheits- und Abstimmungsverhältnissen wie 
im Kanton Bern) die Initiative im Zürcher Kan-
tonsrat für gültig erklärt worden wäre. Denn im 
Gesetz über die politischen Rechte des Kantons 
Zürich Art. 129 Abs. 2 steht folgendes: «Für die 
vollständige oder teilweise Ungültigerklärung 
und für die Trennung einer Initiative in mehrere 
Begehren ist die Mehrheit von zwei Dritteln der 
anwesenden Mitglieder erforderlich». 

Im Kanton Bern würden bei der gleichen Ge-
setzgebung also 107 Stimmen benötigt werden, 
um eine Initiative für ungültig zu erklären. Der 
Fehlentscheid des Grossen Rates schreit deshalb 
geradezu nach einer Gesetzesänderung zuguns-
ten der Volksrechte. Doch zuerst gilt es nun 
den Fehlentscheid durch das Bundesgericht zu 
korrigieren. Der Gang ans Bundesgericht ist 
jedoch mit hohen Kosten (mehrere zehntausend 
Franken) verbunden. Wir sind dabei auf Ihre Un-
terstützung und auf einen finanziellen Sonder-
beitrag angewiesen. Sie bei diesem politischen 
Kampf gegen Politiker-Willkür auf unserer Seite 
zu wissen ermutigt uns.

Bild: zvg

Präsidiumswechsel JSVP Aargau
Anlässlich der Generalversamm-
lung 2017 gab es einen Wech-
sel im Präsidium der Aargauer 
Jung SVP. Tonja Kaufmann gab 
das Zepter nach rund fünfjäh-
riger Amtszeit als Präsidentin an 
mich weiter. Ich darf eine gut 
aufgestellte Jungpartei mit einem 
tollen und engagierten Vorstand 
übernehmen. Da Tonja auch aus 
der Parteileitung zurücktrat, wur-
de Nicolas Alonso aus Birr zur 
Verstärkung neu in den Vorstand 
gewählt.
Nun gilt es vorwärts zu blicken 
und die nächsten grossen Projekte und Ziele 
festzulegen. Längerfristig betrachtet werden 
sicherlich die Nationalratswahlen 2019 ein 
Schwergewicht bilden. Zudem erachte ich es 
als unsere Aufgabe, dass wir die Jungen, wel-
che leider oft polit- und abstimmungsfaul sind, 

Alain Bütler, Präsident 
JSVP Aargau

mehr dazu bewegen zu können, 
sich am politischen Alltag und an 
den eidgenössischen sowie kanto-
nalen Abstimmungen und Wahlen 
zu beteiligen. 
Auch muss es unser Ziel sein, dass 
wir in zwei Jahren bei den Natio-
nalratswahlen den Wähleranteil 
der JSVP Aargau steigern können. 
Leider sind die Wahlen 2015 nicht 
ganz nach Wunsch ausgefallen. Es 
muss uns vermehrt gelingen unse-
re Wähler zu erreichen und sie zu 
überzeugen, dass auch wenn sie 
die Jungen wählen, die Stimmen 

letztlich der SVP zugute kommen.
Ich möchte mich auch für das Vertrauen, welches 
mir die Mitglieder mit dieser Wahl entgegenge-
bracht haben bedanken. Ich freue mich darauf, 
diese Herausforderung gemeinsam mit dem Vor-
stand und den Mitgliedern anzugehen.

Impressum
Verleger/Chefredaktor
a/Nationalrat und Grossrat Thomas Fuchs, Bern-Niederbottigen
tf@thomas-fuchs.ch

Herausgeber:
Förderverein SVP/JSVP

Redaktion DIE IDEE
Postfach, 3001 Bern

Ständige Mitarbeiter
Kantonsrat Benjamin Fischer, Ackerstrassee 39, 8604 Volkets-
wil; Nationalrat und Stadtrat Erich J. Hess (BE); Rechtsanwalt, 
Stadtrat und Grossrat Dr. iur. Patrick Freudiger, Langenthal 
(BE); Laura Bader, Hammerweg 4, 8304 Wallisellen; Niels 
Rosselet-Christ, Place de la Gare 2, 2103 Noiraigue 

Telefon: 079 302 10 09
Telefax: 031 398 42 02
Homepage: www.zeitungidee.ch
E-Mail: idee@jsvp.ch
PC-Konto JSVP DIE IDEE 65-269996-5
BIC POFICHBEXXX
IBAN CH91 0900 0000 6526 9996 5

Layout:
Peter Hofstetter, Lurtigen

Erscheinungsweise: Quartalsweise, deutsch und französisch

Auflage: bis 70’000 Expl.

Abonnemente Schweiz: Fr. 35.–
Abonnemente Ausland: Auf Anfrage

Insertionspreise:
Gerne stellen wir Ihnen unsere Preisliste zu.
Anruf genügt (079 302 10 09).
Der Nachdruck ist mit Quellenangabe und Zustellung eines 
Belegexemplars an die Redaktion gestattet und erwünscht.
Gedruckt auf Recycling-Papier.

Gastkommentare und Inserate müssen sich nicht mit der 
Redaktionsmeinung decken. Wir üben keine Zensur aus, 
wie dies leider heute bei anderen Medien immer mehr vor-
kommt. 



14 Junge SVP Schweiz DIE IDEE 2/2017

Anlässe für die Ausgabe 3/2017 melden an: idee@jsvp.ch – Bitte konsultieren Sie für Details die jeweiligen Homepages!

Veranstaltungshinweise der JSVP-Kantonalsektionen

www.jsvpbern.ch 
7.7.2017 Grillfest, Bienzgut Bümpliz, 
ab 19 Uhr
24.9.2017 Burezmorge, Bienzgut Büm-
pliz, ab 9.30 Uhr

www.jsvp-sg.ch www.jsvp-zh.ch 
Vortrag Divisionär aD Peter Regli
Mittwoch, 24. Mai 2017, WIDDER Hotel, 
Augustinergasse 24, 8001 Zürich 
18.45 Uhr Apéro, 19.30 Referat

www.jsvp.ch
6.5.2017 AUNS GV in Bern
9.-11.6.2017 Eidg. Feldschiessen
30.6.2017 Tax Freedom Day
8.7.2017 DV
28.-30.7.2017 Politcamp im Haus der 
Freiheit
21.10.2017 DV

www.judc-fr.ch

www.jsvp-aargau.ch

www.jsvp-ar.ch

www.jsvp-bl.ch
30.6.2017 Tax Freedom Day
8.7.2017 DV
21.10.2017 DV

www.jsvp-bs.ch

www.jsvp-gl.ch

www.judc-ju.ch

www.jsvp-luzern.ch

www.jsvp-sh.ch

www.jsvp-so.ch

www.jsvp-thurgau.ch

www.jsvpo.ch

www.udc-vaud.ch/jeunes 

www.jsvp-zg.ch

www.udc-ti.ch

www.judc-ne.ch

www.jsvp-nw.ch

www.jsvp-ow.ch
19.8.2017 Nationale Bruder Klaus  
Gedenkfeier in Flüeli-Ranft

www.jsvp-sz.ch

www.jsvp-gr.ch
13.5.2017, abends, Klausurtagung
24.6.2017, Veranstaltung (noch keine 
Angaben)
2.9.2017, abends, Mitgliederversamm-
lung (Parolenfassung)

www.jsvp.ch

www.jsvp-uri.ch
www.judc-ge.ch

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

Vortrag von

Div aD Peter Regli

zum aktuellen Thema

«Unsere nationale Sicherheit: 
ist sie im neuen Jahr noch  
gewährleistet?»

Zürich: Mittwoch, 24. Mai 2017, WIDDER Hotel,  
Augustinergasse 24, 8001 Zürich
Bern: Donnerstag, 5. Oktober 2017,  
Kaserne Bern, Auditorium, Papiermühlestrasse 13 
(Navigationsystem: Kasernenstrasse 27)
jeweils 18.45 Uhr Apéro, 19.30 Referat

Massgeschneiderte Hilfe im 
Büro gesucht? Gefunden! 
 

Keine Personalbürokratie oder 
Anstellung nötig, effizient und 
pragmatisch gemäss Ihrem Bedarf!  
 

So funktionierts: 
www.vorzimmer.biz 
 

Der 58. 2 Tagemarsch 

findet statt in Belp am

20. und 21. Mai 2017
Jetzt online anmelden unter www.2tm.ch
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Neuwahlen Junge SVP Kanton Bern

Nils Fiechter und Adrian Spahr als 
Co-Präsidenten gewählt
An ihrer gestrigen Parteiversammlung haben die Mitglieder der Jungen SVP Kanton 
Bern eine neue Parteiführung gewählt. Erstmals in ihrer Parteigeschichte wurden 
zwei Präsidenten ins Co-Präsidentenamt gewählt. Nils Fiechter und Adrian Spahr 
werden die neuen Co-Präsidenten und werden mit der neuen Vizepräsidentin 
Sandra Schneider ergänzt. Die neue Parteiführung ist überzeugt: «Wir sind ein 
starkes Team und werden die Partei weiter erfolgreich vorwärts bringen!»

Nach erfolgreichen 12 Jahren im Amt traten der 
Parteipräsident und Nationalrat Erich Hess so-
wie sein Vizepräsident und Grossrat Dr. Patrick 
Freudiger an der gestrigen Hauptversammlung 
zurück. An die neue Parteispitze wurden der 
Oberländer Nils Fiechter sowie der Seeländer 
Adrian Spahr als Co-Präsidenten gewählt. Die 
neue Vizepräsidentin wird die Bieler Stadträtin 
Sandra Schneider.

«Erich Hess hinterlässt eine Jungpartei, welche 
so stark wie nie zuvor ist. Wir fühlen uns geehrt, 
die grösste Jungpartei im Kanton Bern weiter-
zuführen», erklärt die frischgewählte Vizepräsi-
dentin Sandra Schneider. «Wir sind überzeugt, 
die Partei weiterhin so erfolgreich wie bis anhin 
weiterzuführen. Erich Hess bleibt ein grosses 
Vorbild und wir möchten seiner vorgelegten 

Arbeit bestmöglich nachkommen!» erklärt der 
neue Co-Präsident Nils Fiechter. «Wir bleiben 
mit unserer konsequenten Linie weiterhin der 
Stachel im Fleisch der elitären Classe Politique 
und das ist auch gut so!» ergänzt der ebenfalls 
neugewählte Co-Präsident Adrian Spahr.

Neu in den Vorstand gewählt wurde der Seelän-
der Dominik Dummermuth aus Lyss. Er wird 
künftig als Chef Werbung/Anlässe/Aktionen tä-
tig sein. Ebenfalls neu im Vorstand vertreten ist 
Simon Stampfli aus Riggisberg. Er übernimmt 
das Amt als Wahlkreispräsident Mittelland-Süd. 
Christoph Henz wird künftig als Stv. General-
sekretär, Marcel Schüpbach als Stv. Chef Wer-
bung/Anlässe/Aktionen amten. Die Funktion als 
Generalsekretär tritt neu Benjamin Schmid aus 
Lyss an, als Kassier gewählt wurde Janosch 
Weyermann, der ebenfalls neu das Amt als Prä-
sident der Jungen SVP Stadt Bern ausübt.
Den Vorstand verlassen haben der bisherige 
Sekretär Lars Dubach, Werbechef Andreas Ger-
ber sowie Parteibotschafter Gregory Holzapfel. 
Die Junge SVP Kanton Bern dankt diesen drei 
äusserst engagierten Personen für ihren jah-
relangen Einsatz zugunsten unserer Jungpartei 
und wünscht ihnen weiterhin alles Gute für die 
Zukunft. Es freut uns, dass sie weiterhin aktiv in 
der Jungpartei mitmachen werden.

Adrian Spahr, Nils Fiechter

Verblendete  
Energiewende- 
Fetischisten

Nicht ohne Grund wird der Schweizer Strommix 
weltweit beneidet und schneidet in verschie-
densten Ratings zur Versorgungssicherheit und 
Sauberkeit regelmässig mit Höchstwerten ab. 
Mit dem neuen Energiegesetz wollen Energie-
wende-Fetischisten diese saubere und sichere 
Schweizer Stromversorgung langfristig zerstö-
ren. Milliardenhohe Subventionen von Wind-
turbinen und Solar-Anlagen werden die Wasser-
kraft nachhaltig ins Abseits drängen und damit 
einen der wichtigsten Pfeiler unserer gesamten 
Energieversorgung stark schädigen. 
Das Energiegesetz will für die nächsten 30 Jahre 
festlegen welche Technologien zur Stromver-
sorgung genutzt werden müssen. Man stelle sich 
vor man hätte vor 15 Jahren ein Handygesetz 
verabschiedet und damit vorgeschrieben, welche 
Technologien in den nächsten 30 Jahren genutzt 
werden dürfen. Wir hätten heute weder die Mög-
lichkeit die Geräte per Touchscreen zu bedie-
nen, geschweige denn via Mobiltelefon auf das 
Internet zuzugreifen. Das Gesetz hätte jegliche 
zukünftige Entwicklung verhindert. Technolo-
gieverbote in einem Gesetz festzuhalten ver-
treibt Forschung und Innovation aus unserem 
Land und ist, um nicht gleich zu sagen dumm, 
ziemlich unintelligent. 
Umso fataler wird ein solches, aus rein ideolo-
gischen Beweggründen, ausgebrütetes Gesetz, 
wenn es um die wichtigste aller Ressourcen 
geht: Energie. Plötzlich zählt nicht mehr, wer das 
beste Produkt oder die beste Dienstleistung an-
bietet, sondern nur noch, wer die stärkere Lobby 
bildet und mehr Einfluss auf die Politik ausüben 
kann. Die Politik darf nicht planwirtschaftlich 
diktieren was Bürger und KMU’s zu tun haben, 
sondern sollte Rahmenbedingungen schaffen, 
welche möglichst viel unternehmerischen Spiel-
raum lassen. Nur das bringt Innovation und 
Fortschritt, nicht umgekehrt.
Lassen wir uns nicht täuschen! Wehren wir uns 
gegen Technologieverbote, Milliardensubven-
tionen in eine unsichere Stromversorgung sowie 
die Ausbeutung der kleinen Unternehmen und 
Bürger, welche am Schluss die Zeche bezahlen, 
zu Gunsten weniger Profiteure.

Von 
Samuel Lütolf
6403 Küssnacht 
am Rigi

www.zeitungidee.ch



16 Junge SVP Schweiz DIE IDEE 2/2017

JA! Politik interessiert mich!
Ich möchte der Jungen SVP beitreten als l Aktivmitglied l Passivmitglied l Gönner
l Senden Sie mir die Zeitung DIE IDEE ein Jahr lang für nur Fr. 35.– nach Hause.
l Senden Sie DIE IDEE als Geschenk an:

l Wettbewerb: Lösung von Seite 3 
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Kaktus an:Rose an:

Tamara FunicielloErich Hess

Erich Hess war jahrelanger erfolg-
reicher Präsident der JSVP Schweiz 
und sage und schreibe 12 Jahre Prä-
sident der Berner Kantonalsektion. 
Kaum ein anderer hat derart viel 
für die Junge SVP gearbeitet. Mit 
seiner offenen, ehrlichen und kon-
sequenten Art hat Erich Hess der 
JSVP zu Grosserfolgen verholfen – 
etwa bei der Volksinitiative «keine 
Einbürgerung von Verbrechern und 
Sozialhilfeempfängern»: Die JSVP 
hat unter Hess die Initiative lan-
ciert und den Abstimmungskampf 
im Alleingang gegen das ganze Es-
tablishment gewonnen. Heute lo-
ben Politiker fast aller Parteien die 
Verschärfungen im Einbürgerungs-
recht. Gerade hier zeigt sich der 
zielsichere Instinkt von Erich Hess. 
Er hält Lösungen für Missstände 
bereit, wo andere Politiker noch 
nicht einmal das Problem erkannt 
haben. Trotz seiner Erfolge – Hess 
ist inzwischen Nationalrat – blieb 
er stets auf dem Boden und seinen 
Werten treu. Die Junge SVP ist 
Erich Hess zu grösstem Dank ver-
pflichtet. DIE IDEE wünscht ihm 
auch künftig alles Gute, gute Ge-
sundheit und vor allem viele wei-
tere gute Ideen.

Die Juso machte mit einem Nackt-
bild auf den Frauenmarsch vom 
18. März aufmerksam. Auf diesem 
Bild posierte die Juso-Truppe nackt 
und verbrannte ihre Büstenhalter. 
Genau die Jusofrauen, die sich so 
stark für den Feminismus einset-
zen halten es nicht für absurd mit 
Nacktheit um Aufmerksamkeit zu 
buhlen. Tamara Funiciello ist der 
Ansicht, dass es ja nicht jeder Per-
son gefallen muss, es reicht wenn 
provoziert wird. Mit diesem Bild 
möchte sich die Juso gegen das 
Schönheitsideal zur Wehr setzen. 
Funiciello ruft sogar zum radikalen 
Feminismus auf. Es ist doch ein-
fach ein Witz, dass die Juso gegen 
Sexismus kämpft, aber danach sel-
ber mit einem provokanten Plakat 
auf den Frauenmarsch aufmerksam 
macht. Schämt euch Juso, so nicht!

Bild: zvgBild: zvg

Asylsozialhilfe:  Wir sagen klar NEIN  
zu zusätzlichen 105 Asylmillionen! www.pikom.ch

Junge selbstbewusste Frauen 
haben dies nicht nötig!


